Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2360 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung und der 
Straßenverkehrs-Ordnung (Abmessung und Gewichte) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
— StVZO — * in der Fassung vom 29. März 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 271) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 32 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3- höchstzulässige Gesamtlänge 
über alles 

a) bei Einzelfahrzeugen 10,00 Meter, 

jedoch bei Kraftomni- 
bussen 12,00 Meter, 

b) bei Sattelkraftfahr- 
zeugen 14,00 Meter, 

c) bei Kraftomnibussen, die 

als Gelenkfahrzeuge aus- 
gebildet sind (Kraftfahr- 
zeuge, die durch ein Ge- 
lenk unterteilt sind, bei 
denen der angelenkte 
Teil jedoch kein selb- 
ständiges Fahrzeug dar- 
stellt), 17,00 Meter, 

d) bei Zügen (unter Beach- 
tung der Vorschriften zu 
Buchstabe a) 

1. allgemein 17,00 Meter, 

2. aus Kraftfahrzeugen 
mit Anhängern der in 
§ 18 Abs. 2 Nr. 4 


Buchstaben a, b, c, d, 
e und i genannten Art 
unter den dort er- 
wähnten Vorausset- 
zungen 18,00 Meter.“ 


2. § 34 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Bei Kraftfahrzeugen und Anhän- 
gern mit Luftreifen oder den in § 36 Abs. 3 
für zulässig erklärten Gummireifen dürfen 
die zulässige Achslast und das zulässige Ge- 
samtgewicht folgende Werte nicht überstei- 
gen: 

je Einzelachse 8 Tonnen, 


jedoch bei der Antriebsachse 
von Kraftfahrzeugen 
allgemein 

von Kraftomnibussen 
je Doppelachse 
je Fahrzeug mit zwei Achsen 
jedoch bei Kraftomnibussen 


9 Tonnen, 
10 Tonnen, 
14 Tonnen, 
14 Tonnen, 
16 Tonnen, 


je Fahrzeug mit drei oder mehr 

Achsen 20 Tonnen, 


je Kraftomnibus, der als Ge- 
lenkfahrzeug ausgebildet ist, 24 Tonnen, 

je Sattelkraftfahrzeug 30 Tonnen, 

je Zug 30 Tonnen. 

Sind Fahrzeuge mit anderen Reifen ver- 
sehen, so darf die Achslast höchstens 4 Ton- 
nen betragen.“ 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3561 



3. § 42 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die von Lastkraftwagen gezogene 
Anhängerlast darf das l,2fache des zuläs- 
sigen Gesamtgewichts des ziehenden Fahr- 
zeugs nicht übersteigen.“ 

4. § 72 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Von den Änderungen der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung durch dieses 
Gesetz treten in Kraft die Änderungen zu: 

§ 32 am 1. Januar 1958 

für erstmals in den Verkehr kom- 
mende Fahrzeuge, jedoch Absatz 1 
Nr. 3 Buchstaben b und d bei Sat- 
telkraftfahrzeugen und Zügen, bei 
denen nur eines der miteinander 
verbundenen Fahrzeuge ab 1. Ja- 
nuar 1958 erstmals in den Verkehr 
kommt, erst am 1. Juli 1960, 

§ 32 Abs. 1 am 1. Juli 1960 

für alle anderen Fahrzeuge, 
jedoch am 1. Juli 1970 für Fahr- 
zeuge des Möbeltransport- und des 
Schaustellergewerbes, die vor dem 
1. Januar 1958 erstmals in den Ver- 
kehr gebracht werden, 

§ 32 Abs. 2 nach näherer Bestimmung 
durch den Bundesminister für Ver- 
kehr, 

für am 1. Januar 1958 bereits im 
Verkehr befindliche Kraftfahrzeuge 
und Züge, 

§ 32 a am 1. Juli 1960, 

§ 34 Abs. 3 am 1. Januar 1958 

für erstmals in den Verkehr kom- 
mende Fahrzeuge, jedoch bei Sattel- 
kraftfahrzeugen und Zügen, bei de- 
nen nur eines der miteinander ver- 
bundenen Fahrzeuge ab 1. Januar 
1958 erstmals in den Verkehr 
kommt, erst am 1. Juli 1960, 

am 1. Juli 1960 
für alle anderen Fahrzeuge, 
jedoch am 1. Juli 1970 für Fahr- 
zeuge des Möbeltransports und des 
Schaustellergewerbes, die vor dem 

Bonn, den 4. Mai 1956 


1. Januar 1958 erstmals in den Ver- 
kehr gebracht werden, 

§ 35 am 1. Januar 1958 

für erstmals in den Verkehr kom- 
mende Fahrzeuge, 

am 1. Juli 1960 

für alle anderen Fahrzeuge, 

§ 41 Abs. 15 am 1. Januar 1958 

für erstmals in den Verkehr kom- 
mende Fahrzeuge, 

am 1. Juli 1960 

für alle anderen Fahrzeuge, 

§ 42 Abs. 3 am 1. Juli 1960. 

Sind auf Grund des Güterkraftverkehrsge- 
setzes oder des Gesetzes über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande Unternehmern 
Genehmigungen für bestimmte Fahrzeuge 
erteilt worden, so gelten die Änderungen 
der §§ 32, 32 a, 34 und 41 sowie § 35 für 
das genehmigte Fahrzeug erst nach Ablauf 
der zur Zeit des Inkrafttretens der Ander 
rungsverordnung bestehenden Genehmi- 
gung, frühestens jedoch ab 1. Juli 1960. Bis 
zum 1. Juli 1960 darf die höchstzulässige 
Gesamtlänge von Zügen aus Fahrzeugen, 
die zur Beförderung von Personen bestimmt 
sind (einschließlich eines für die Gepäck- 
beförderung bestimmten Anhängers), 20 
Meter betragen.“ 

Artikel 2 

Die Straßenverkehrsordnung — StVO — 
in der Fassung vom 29. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 327) wird wie folgt geändert: 

In § 19 Abs. 3 Satz 1 wird der zweite 
Halbsatz gestrichen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Rademacher 
Graaff (Elze) 

Schwann 

Dr.-Ing. Drechsel 

Dr. Dehler und Fraktion 
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